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WOHNUNGSPOLITIK

Joachim Kirchner

Reform der steuerlichen 
Wohneigentumsförderung

Nach einer langanhaltenden Diskussion über die Effizienz der Wohneigentumsförderung 
legte die Bundesregierung Anfang August 1995 den „Entwurf eines Gesetzes zur 

Neuregelung der steuerlichen Wohneigentumsförderung“ vor. Wie sehen die geltende 
Regelung und der vorliegende Gesetzentwurf aus? Wie sind sie zu bewerten?

Eine Bewertung kann immer nur in Beziehung auf 
bestimmte Ziele erfolgen. Die geltende Wohn­

eigentumsförderung und der Reform Vorschlag wer­
den im folgenden daraufhin untersucht, inwieweit sie 
geeignet sind das wohnungssozialpolitische und das 
wohneigentumspolitische Ziel effizient zu erreichen. 
Um einen Maßstab für die Bewertung zu erhalten, 
werden zunächst die Ziele und die Grundzüge ihrer 
effizienten Realisierung skizziert.

Das wohnungssozialpolitische Ziel

Das wohnungssozialpolitische Ziel besteht darin, 
hilfsbedürftigen Haushalten eine angemessene Woh­
nungsversorgung zu ermöglichen. Dieses Ziel läßt 
sich sowohl mit nachfragepolitischen als auch mit an­
gebotspolitischen Instrumenten verfolgen. Zu letzte­
ren zählt, neben der Förderung des sozialen Woh­
nungsbaus, auch die Förderung des frei finanzierten 
Neubaus. Während der soziale Wohnungsbau das 
Angebot für die Zielgruppe direkt vergrößert, zielt die 
Förderung des frei finanzierten Neubaus auf eine Er­
höhung des allgemeinen Wohnungsangebots. Über 
die dadurch hervorgerufenen Sickerprozesse erhöht 
sich letztlich auch das Wohnungsangebot für die Ziel­
gruppe der Wohnungssozialpolitik. Die steuerliche 
Förderung des Mietwohnungsbaus zielt allein auf eine 
Erhöhung des allgemeinen Wohnungsangebots. Aber 
auch die Förderung selbstgenutzter Neubauten wird 
mit ihren Wirkungen auf das Wohnungsangebot ge­
rechtfertigt.

Soll das wohnungssozialpolitische Ziel über eine 
Angebotsförderung verfolgt werden, erscheint es 
zweckmäßig, selbstgenutzte und vermietete Neubau­
ten gleichmäßig zu fördern. Eine unterschiedliche 
Förderung wäre nur sinnvoll, wenn sich die Woh­
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nungsversorgung der Zielgruppe dadurch kosten­
günstiger verbessern ließe. Das wäre dann der Fall, 
wenn sich die kurzfristigen Sickerprozesse, die lang­
fristigen Filterprozesse oder die Preiselastizitäten der 
Nachfrage fü r verm ietete und selbstgenutzte 
Neubauten system atisch unterscheiden würden. 
Gegenwärtig liegen aber keine Erkenntnisse vor, die 
solche Unterschiede eindeutig belegen können.

Nach Ansicht des wissenschaftlichen Beirats beim 
Bundesministerium der Finanzen sollte die Woh­
nungsbauförderung unabhängig von der Höhe des 
Grenzsteuersatzes sein, da sich durch progressions­
unabhängige Zulagen das Subventionsvolumen ver­
mindern läßt, ohne das wohnungspolitische Ziel zu 
gefährden1.

Werden vermietete und selbstgenutzte Neubauten 
gleichmäßig gefördert, ist eine Objektbeschränkung 
für selbstgenutzte Wohnungen nicht erforderlich. Bei 
der Verfolgung des wohnungssozialpolitischen Ziels 
ist sie sogar hinderlich, da das Ziel der Angebots­
förderung ja gerade darin besteht, den Neubau mög­
lichst vieler Wohnungen anzustoßen.

Da einkommensschwache Haushalte die hohen 
Neubaumieten nicht bezahlen können, läßt sich eine 
ausreichende Wohnungsversorgung dieser Haushalte 
über den Markt nur dann erreichen, wenn ein hinrei­
chendes Angebot an preisgünstigen Bestandswoh­
nungen bereitsteht. Ein ungestört ablaufender Filte- 
ring-Prozeß ist dementsprechend eine wesentliche 
Voraussetzung für die ausreichende Wohnungsver­
sorgung der Zielgruppenhaushalte. Da die Wohn­
eigentumsförderung beim Erwerb von Bestands­
wohnungen einkommensstärkere Selbstnutzer dazu 
anregt, preisgünstige Mietwohnungen nachzufragen

1 Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen: 
Gutachten zu den Perspektiven staatlicher Ausgabenpolitik, Schrif­
tenreihe des Bundesministeriums der Finanzen, Heft 51, Januar 1994, 
S. 40 ff.
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und umzuwandeln, und sich dadurch das Woh­
nungsangebot der Zielgruppenhaushalte verringert, 
erscheint die Wohneigentumsförderung beim Erwerb 
aus dem Bestand aus wohnungssozialpolitischer 
Sicht problematisch.

Das wohneigentumspolitische Ziel
Das wohneigentumspolitische Ziel besteht darin, 

die Bildung selbstgenutzten Wohneigentums beson­
ders, das heißt über das Ausmaß der Mietwohnungs­
bauförderung hinaus, zu fördern, um so die Wohn- 
eigentumsquote zu erhöhen. Die besondere Förde­
rung des selbstgenutzten Wohneigentums wird zum 
einen mit eher ideologischen Argumenten begründet. 
So soll die Bereitschaft, Eigeninitiative, Verantwortung 
und Eigenvorsorge zu ergreifen, unterstützt werden. 
Daneben wird vielfach auch angenommen, die Vermö­
gensbildung in Form selbstgenutzter Wohnungen sei 
besonders effektiv, weil die Sparbereitschaft von 
Selbstnutzern sehr ausgeprägt ist. Schließlich wird 
das Wohnen im eigenen Haus auch als besonders 
familienfreundlich angesehen.

Will man die Bildung selbstgenutzten Wohneigen­
tum s besonders fördern, sollten selbstgenutzte Woh­
nungen zumindest nicht mit geringeren Beträgen ge­
fö rdert werden als verm ietete. Eine über die 
Förderung des Mietwohnungsbaus hinausgehende 
Förderung sollte sich auf jene Haushalte konzentrie­
ren, die ohne eine solche Zusatzförderung kein selbst­
genutztes Wohneigentum erwerben können. Diejeni­
gen Haushalte, die infolge einer gegebenen Zu­
satzförderung in selbstgenutztes W ohneigentum 
wechseln, werden Schwellenhaushalte genannt. Ihre 
Anzahl nimmt mit der Höhe der Zusatzförderung zu. 
Ob ein Haushalt gegebener Größe auf eine Zusatz­
förderung angewiesen ist, hängt von seinem Ver­
mögen, seinem Einkommen, seinem Wohnort und sei­
nen Präferenzen ab.

Eine Identifizierung der nicht auf die Zusatzförde­
rung angewiesenen Haushalte ist allerdings sehr 
schwierig, so daß ein Ausschluß dieser Haushalte 
kaum praktikabel sein dürfte. Die Vermeidung von 
Fehlsubventionen verlangt über den Ausschluß nicht 
bedürftiger Haushalte hinaus auch eine Begrenzung 
der Förderung auf den Betrag, der notwendig ist, die 
Schwelle zum selbstgenutzten Wohneigentum zu 
überschreiten. Nicht alle auf eine Zusatzförderung an­
gewiesenen Haushalte brauchen eine gleich hohe 
Förderung. Vielmehr ist anzunehmen, daß die not­
wendige Zusatzförderung für einen Haushalt gegebe­
ner Größe mit zunehmenden Einkommen und Ver­
mögen abnimmt. Eine solche Differenzierung der 
Zusatzförderung erscheint allerdings noch weniger er­

reichbar als der Ausschluß jener Haushalte, die auf ei­
ne Zusatzförderung nicht angewiesen sind.

Aus wohneigentumspolitischer Sicht ist auch die 
Förderung des Erwerbs von Bestandswohnungen ge­
boten. Die Mindestforderung beim Erwerb selbstge­
nutzten Wohneigentums aus dem Bestand kann aller­
dings geringer sein, da die steuerliche Begünstigung 
von vermieteten Bestandswohnungen geringer ist als 
diejenige von vermieteten Neubauwohnungen.

Geht man davon aus, daß eine Wohneigentums­
förderung, die die Förderung des Mietwohnungsbaus 
übersteigt, im wesentlichen nur den Empfängern zu­
gute kommt und nicht in Form niedriger Mieten wei­
tergegeben wird, wie das für die Förderung des 
Mietwohnungsbaus unterstellt wird, dann ist auch ei­
ne Objektbeschränkung unbedingt erforderlich. Für 
die Nichtüberwälzung einer solchen Zusatzförderung 
spricht, daß eine Subvention, die nur einen Teil des 
Angebots begünstigt, keinen wesentlichen Einfluß auf 
das Gesamtangebot besitzen kann.

Aus verteilungspolitischer Sicht erscheint eine über 
die Förderung des Mietwohnungsbaus hinausgehen­
de Begünstigung selbstgenutzter Wohnungen aller­
dings problematisch, weil Haushalte, die aufgrund 
mangelnden Vermögens oder Einkommens nicht in 
der Lage sind, Wohneigentum zu erwerben, die 
Zusatzförderung nicht beanspruchen können. Da von 
einer solchen Zusatzförderung keine wesentlichen 
Angebotseffekte zu erwarten sind, ergeben sich für 
Mieter auch m ittelbar keine positiven Effekte.

Die Verfolgung des wohneigentumspolitischen Ziels 
beeinträchtigt die Erreichung des wohnungssozialpo­
litischen Ziels. Zum einen fällt die Förderung des 
Mietwohnungsbaus durch eine Zusatzförderung für 
die Wohneigentumsbildung geringer aus, wenn ein 
gegebenes Budget unterstellt wird. Zum anderen er­
schwert die wohneigentumspolitisch sinnvolle Förde­
rung des Erwerbs von selbstgenutztem Eigentum aus 
dem Bestand die Realisierung des wohnungssozial­
politischen Ziels.

Die geltende Wohneigentumsförderung

Seit 1987 wird selbstgenutztes Wohneigentum als 
Konsumgut behandelt. Der Nutzungswert der selbst­
genutzten Wohnung ist steuerfrei. Werbungskosten 
wie Abschreibungen, Schuldzinsen und Erhaltungs­
aufwendungen sind nicht absetzbar.

Die Förderung des selbstgenutzten Wohneigen­
tums ist im Einkommensteuergesetz geregelt. Zu un­
terscheiden ist der Zeitraum vor und während der 
Selbstnutzung. Vor Beginn der Selbstnutzung anfal­
lende Aufwendungen, die im Fall der Vermietung Wer­
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bungskosten sind, können wie Sonderausgaben ab­
gezogen werden. Dazu gehören die Nebenkosten der 
Finanzierung und das Disagio. Bauherren können 
auch die sogenannten Bauzeitkosten absetzen. 
Erwerber von Bestandswohnungen dürfen Erhal­
tungsaufwendungen bis zu einer Höhe von 22500 DM 
abziehen.

Die Förderung während der Nutzungsphase setzt 
sich aus Grundförderung und Baukindergeld zusam­
men. Dabei besteht die Grundförderung aus einem 
Sonderausgabenabzug, der in den ersten vier Jahren 
6% beträgt und in den darauffolgenden vier Jahren 
5%  von maximal 330000 DM bei Neubauten und ma­
ximal 150000 DM beim Erwerb aus dem Bestand. 
Aufwendungen für den Kauf von Bauland können bis 
zur Hälfte ihres Betrages berücksichtigt werden. 
Abzugsbeträge, die in einem Jahr nicht ausgenutzt 
werden konnten, dürfen in einem anderen Jahr des 
Förderungszeitraums geltend gemacht werden. Die 
Grundförderung kann nur fü r die Veranlagungs­
zeiträume in Anspruch genommen werden, in denen 
die Gesamteinkünfte 120000 DM bei Ledigen und 
240000 DM bei Verheirateten nicht übersteigen. Wird 
die Grundförderung in Anspruch genommen, dürfen 
Familien mit Kindern für jedes Kind 1000 DM im Jahr 
als Baukindergeld von der Steuerschuld abziehen; 
sich eventuell ergebende negative Steuerbeträge wer­
den nicht ausgezahlt. Der sich in einem Jahr nicht 
steuerentlastend auswirkende Betrag des Baukinder­
geldes kann von der Einkommensteuer der zwei vor­
angegangenen Jahre oder bis zum Ende des zweiten 
auf den Förderungszeitraum folgenden Jahres abge­
zogen werden. Die Grundförderung und das Baukin­
dergeld sind pro Person auf ein Objekt beschränkt; 
Ehepaare können sie zweimal in Anspruch nehmen. 
Objektbeschränkung und Einkommensgrenzen gelten 
nicht für den Vorkostenabzug.

Bewertung der 
geltenden Wohneigentumsförderung

Wie ist nun die geltende Wohneigentumsförderung 
zu bewerten2? Selbstgenutztes Wohneigentum ist be­
reits durch die Konsumgutlösung begünstigt. Bei ei­
ner Mietwohnung ist jeder Nutzen steuerpflichtig; der 
dem Eigenkapitalgeber zufließende Nutzen als Ge­
winn und der dem Fremdkapitalgeber zufließende 
Nutzen als Zinsen. Bei der selbstgenutzten Wohnung 
wird dagegen nur der Teil des Kapitalertrags besteu­
ert, der dem Fremdkapitalgeber als Zinszahlung zu-

2 Die Bewertung der geltenden Wohneigentumsförderung erfolgt an­
hand einer Analyse der Förderung für Neubauten.
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fließt, der eigenfinanzierte Teil bleibt steuerfrei. Die 
Konsumgutlösung ist deshalb um so vorteilhafter, je 
höher das eingesetzte Eigenkapital ist. Den Vorteilen 
der Konsumgutlösung beim selbstgenutzten Wohn­
eigentum stehen die Vorteile der degressiven Ab­
schreibung bei Mietwohnungen gegenüber. Die Vor­
teile der Abschreibungsvergünstigung sind von der 
Finanzierung unabhängig. Bei vollständiger Eigen­
finanzierung ist die Konsumgutlösung vorteilhafter. 
Der Vorteil w ird m it abnehmender Eigenfinanzie­
rungsquote allerdings immer geringer. Unterschreitet 
die Eigenfinanzierungsquote einen bestimmten Wert, 
übersteigen die Vorteile der Abschreibungserleich­
terung die der Konsumgutlösung3. Die Konsumgut­
lösung wird allerdings durch die Grundförderung und 
durch das Baukindergeld ergänzt.

Die Grundförderung nimmt, bis zu einer Ober­
grenze, mit der Wohnungsgröße zu und bleibt dann 
konstant. Bei der Förderung des Mietwohnungsbaus 
existiert eine vergleichbare Obergrenze nicht. Aus der 
Sicht eines gegebenen Investors führt die geltende 
Förderung trotzdem dazu, daß selbstgenutzte Neu­
bauten in der Regel stärker gefördert werden als ver­
mietete, wenn der Investor die Einkommensgrenze 
nicht überschreitet. Das liegt zum einen an der Höhe 
der Grundförderung und zum anderen an der Vor­
kostenregelung.

Nach Ansicht der Expertenkommission Wohnungs­
politik läßt sjch die gegenwärtige Grundförderung 
aber nur schwer rechtfertigen, weil Selbstnutzer mit 
hoher Eigenfinanzierungsquote, die schon durch die 
Konsumgutlösung sehr gut gestellt sind, die gleiche 
Grundförderung erhalten wie Selbstnutzer m it niedri­
ger Eigenfinanzierungsquote4. Das führt zum einen 
dazu, daß gleichwertige Objekte durch die Wohn­
eigentumsförderung um so stärker begünstigt wer­
den, je höher das Eigenkapital und damit das Ver­
mögen des Investors ist. Zum anderen fo lgt daraus, 
daß die Förderung einer selbstgenutzten Wohnung die 
einer vermieteten Wohnung um so mehr übersteigt, je 
höher das Eigenkapital des Investors ist. Die zuvor so 
bezeichnete Zusatzförderung nimmt also mit dem 
Eigenkapital des Investors zu.

Weil die Vorteile der Konsumgutlösung, der Vor­
kostenregelung und der Grundförderung progressi­
onsabhängig sind, werden selbstgenutzte Wohnun­

3 Expertenkommission Wohnungspolitik: Wohnungspolitik auf dem 
Prüfstand, Oktober 1994, im Auftrag der Bundesregierung, S. 421- 
432.

4 Ebenda, S. 447. Hier und im folgenden ist zu beachten, daß die Vor­
teile der Konsumgutlösung, wegen der Freibeträge für Kapitalerträge, 
erst ab einer bestimmten Eigenkapitalhöhe auftreten.
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gen um so stärker gefördert, je höher das Einkommen 
des Investors ist. Obwohl auch die Förderung ver­
mieteter Neubauten progressionsabhängig ist, über­
steigt die Förderung eines selbstgenutzen Neubaus 
die eines vermieteten Neubaus um so mehr, je höher 
das Einkommen des Investors ist. Die 
Zusatzförderung steigt also auch mit dem Einkommen 
des Investors.

Daraus, daß die Förderung selbstgenutzter Neu­
bauten für einen gegebenen Investor in der Regel im­
mer günstiger ist als die vermieteter Neubauten, fo lgt 
nicht, daß alle selbstgenutzten Neubauten mit höhe­
ren Beträgen gefördert werden als vermietete. Verläßt 
man die Perspektive eines gegebenen Investors und 
vergleicht unterschiedliche Investoren, dann ist der 
Neubau einer Mietwohnung immer dann steuerlich 
stärker begünstigt als der einer selbstgenutzten Woh­
nung, wenn die Mietwohnung ein Hochbesteuerter 
m it steuerpflichtigen Vermögenserträgen baut und die 
selbstgenutzte Wohnung ein Niedrigbesteuerter ohne 
steuerpflichtige Vermögenserträge. Geht man davon 
aus -  und das wird im allgemeinen angenommen - , 
daß verm ietete Wohnungen von hochbesteuerten 
Investoren mit steuerpflichtigen Vermögenserträgen 
angeboten werden, dann folgt daraus, daß vermietete 
Neubauten in der Regel stärker gefördert werden als 
Neubauten von Selbstnutzern mit niedrigen Steuer­
sätzen, die keine steuerpflichtigen Vermögenserträge 
haben.

Kinder erhöhen den Wohnflächenbedarf. Die durch 
das Baukindergeld mögliche Erhöhung der Woh­
nungsfläche dürfte allerdings deutlich unter dem Be­
darf liegen, wenn die zusätzliche Wohnfläche selbst­
genutzter Wohnungen mit den gleichen Beträgen 
gefördert werden soll, wie das bei verm ieteten 
Wohnungen regelmäßig der Fall ist.

Wenig effizient und zweckmäßig

Aus wohnungssozialpolitischer Sicht ist die gegen­
wärtige Wohneigentumsförderung wenig effizient, weil 
sie dazu führt, daß gleichwertige Neubauten unter­
schiedlich gefördert werden. So werden selbstgenutz­
te Neubauten um so stärker gefördert, je höher das 
Eigenkapital und das Einkommen des Selbstnutzers 
ist. Außerdem werden selbstgenutzte Neubauten mit 
höheren Beträgen gefördert als vermietete, wenn die 
Investoren hochbesteuert sind. Schließlich werden 
vermietete Neubauten stärker gefördert als selbstge­
nutzte, wenn die Mietwohnungen von hochbesteuer­
ten Investoren mit steuerpflichtigen Vermögenser­
trägen gehalten werden und die Selbstnutzer niedrig 
besteuert werden und keine steuerpflichtigen Vermö­

W IRTSCHAFTSDIENST 1995/IX

genserträge besitzen.

Aber auch aus wohneigentumspolitischer Sicht ist 
die gegenwärtige Wohneigentumsförderung wenig 
zweckmäßig, weil die über die Förderung des Mietwoh­
nungsbaus hinausgehenden Vorteile der Wohneigen­
tum sförderung nicht auf die Schwellenhaushalte 
konzentriert sind. Ein Ausschluß von Haushalten, die 
auf eine solche Zusatzförderung nicht angewiesen 
sind, findet nämlich ebensowenig statt, wie ein Abbau 
der Zusatzförderung mit zunehmendem Vermögen und 
Einkommen. Ganz im Gegenteil nimmt die Zusatz­
förderung mit zunehmenden Vermögen und Einkom­
men, also abnehmender Bedürftigkeit, sogar zu. Inso­
weit führt die gegenwärtige Wohneigentumsförderung 
zu einer kaum hinnehmbaren Fehlsubventionierung.

Ganz besonders problematisch erscheint unter 
w ohneigentum spolitischen Gesichtspunkten aber, 
daß selbstgenutzte Wohnungen vielfach nur mit gerin­
geren Beträgen gefördert werden als vermietete. Da 
frei finanzierte Mietwohnungen üblicherweise von 
Investoren mit hohen Steuervorteilen bereitgestellt 
werden, die infolge des Wettbewerbs den Großteil ih­
rer Steuervorteile über die Mietpreise weitergeben, 
wohnen Haushalte m it geringeren Steuervorteilen -  
das dürfte die Mehrzahl der Mieterhaushalte sein -  in 
einer selbstgenutzten Wohnung teurer als in einer ge­
mieteten. Dem Ziel einer höheren Wohneigentums- 
quote könnte man einen deutlichen Schritt näher 
kommen, wenn man bereit wäre, jede selbstgenutzte 
Wohnung mit den gleichen Beträgen zu fördern, mit 
denen vermietete Wohnungen regelmäßig gefördert 
werden.

Dazu müßte jedem Selbstnutzer der gleiche steuer­
liche Vorteil gewährt werden, wie dem üblichen An­
bieter einer identischen Mietwohnung. Das ginge nur 
über eine progressionsunabhängige Zulage. Um Ei­
gentümer m it hohem Vermögen, die schon von der 
Konsumgutlösung profitieren, nicht übermäßig zu be­
günstigen, müßte die Zulage mit zunehmendem Ei­
genfinanzierungsanteil sinken und ab einem bestimm­
ten Eigenkapitalumfang ganz wegfallen. Eine solche 
Zulage könnte unabhängig vom Einkommen gewährt 
werden; eine Objektbeschränkung wäre nicht erfor­
derlich. Die Zulage könnte, wie die Förderung des 
Mietwohnungsbaus auch, m it der Wohnungsgröße 
zunehmen. Ein Baukindergeld, das die aus dem höhe­
ren Wohnflächenbedarf resultierenden Zusatzbela­
stungen für Familien mit Kindern auffängt, wäre dann 
nicht notwendig. Grundsätzlich ist aber -  entspre­
chend der gegenwärtigen Regelung -  auch eine Be­
schränkung der Zulage denkbar, die um ein Baukin­
dergeld ergänzt w ird. Dadurch könnte die Sub­
ventionierung von übermäßigem Wohnflächenkonsum
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bei Selbstnutzern ohne Kinder verhindert werden. 
Allerdings wäre das eine Schlechterstellung von 
selbstgenutzten gegenüber vermieteten Wohnungen, 
da bei letzteren eine solche Beschränkung nicht mög­
lich ist. Da vermietete Altbauwohnungen weniger 
stark begünstigt werden als vermietete Neubau­
wohnungen, können selbstgenutzte Altbauten mit ei­
ner geringeren Zulage gefördert werden als selbstge­
nutzte Neubauten.

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung

Im Gesetzentwurf der Bundesregierung bleibt der 
Vorkostenabzug in seiner bisherigen Form als pro­
gressionsabhängiger Sonderausgabenabzug im Ein­
kommensteuerrecht erhalten. Allerdings wird er nur 
gewährt, wenn der Steuerpflichtige im Jahr der Her­
stellung oder Anschaffung oder in einem der zwei fo l­
genden Jahre eine Eigenheimzulage nach dem Eigen­
heimzulagengesetz in Anspruch nimmt.

Nach dem Eigenheimzulagegesetz kann die Eigen­
heimzulage in Anspruch genommen werden, wenn 
der Gesamtbetrag der Einkünfte im Jahr der Herstel­
lung oder Anschaffung 120000 DM bei Ledigen und 
240000 DM bei Verheirateten nicht übersteigt. Die 
Eigenheimzulage kann nur für ein Objekt in Anspruch 
genommen werden. Ehepaare können sie für insge­
samt zwei Objekte beanspruchen. Unterschreitet der 
Steuerpflichtige die Einkommensgrenze erst in einem 
späteren Jahr des Förderzeitraums, kann die Eigen­
heimzulage ab diesem Jahr bis zum Ende des För­
derzeitraums beansprucht werden. Der Förderzeit­
raum umfaßt das Jahr der Fertigstellung oder 
Anschaffung und die sieben folgenden Jahre. Im Ge­
gensatz zur bisherigen Regelung wird die Förderung 
in den auf die erstmalige Inanspruchnahme folgenden 
Jahren auch dann gewährt, wenn die Einkommens­
grenze in diesen Jahren überschritten wird.

Die Eigenheimzulage umfaßt den Fördergrund­
betrag und die Kinderzulage. Der Fördergrundbetrag 
beträgt bei Neubauten jährlich 5% der Bemessungs­
grundlage, höchstens 5000 DM. Bei Altbauten beträgt 
er 2,2% der Bemessungsgrundlage, höchstens 2200 
DM. Bemessungsgrundlage sind die Herstellungs­
kosten oder Anschaffungskosten der Wohnung zu­

5 Auch die Bewertung des Reformvorschlags erfolgt anhand einer 
Analyse der Förderung für Neubauten.

6 Um das zu vermelden, hat die Expertenkommission vorgeschlagen, 
die gegenwärtige Grundförderung durch eine Regelung zu ersetzen, 
die einem Nachteilsausgleich näherkommt. Ein solcher Nachteils­
ausgleich muß von der Finanzierung abhängen. Nach dem Vorschlag 
der Kommission dürfen bei Neubauten 60% und bei Altbauten 40% 
der Schuldzinsen von der Bemessungsgrundlage der Einkommen­
steuer abgezogen werden. Vgl. Expertenkommission Wohnungs­
politik, a.a.O., S. 431, 447, 448.

züglich der Anschaffungskosten für den dazugehö­
rigen Grund und Boden. Der Fördergrundbetrag wird 
um ein von 1000 auf 1500 DM erhöhtes Baukinder­
geld ergänzt. Die Eigenheimzulage darf jährlich 7% 
der Bemessungsgrundlage nicht überschreiten.

Bewertung des Reformvorschlags

Wie ist der Reformvorschlag der Bundesregierung 
zu bewerten5? Aus der Sicht eines gegebenen Inve­
stors dürfte auch weiterhin gelten, daß selbstgenutzte 
Neubauten in der Regel stärker gefördert werden als 
vermietete, wenn der Investor die Einkommensgrenze 
nicht überschreitet.

Da die Grundförderung weiterhin unabhängig da­
von gewährt wird, wie stark der Investor von der Kon­
sumgutlösung profitiert, werden gleichwertige Objek­
te auch bei der vorgeschlagenen Neuregelung um so 
stärker begünstigt, je höher das Eigenkapital und da­
m it das Vermögen des Investors ist6. Ebenfalls wei­
terhin gilt die Feststellung, daß die Förderung einer 
selbstgenutzten Wohnung die vermieteter Wohnun­
gen um so mehr übersteigt, je höher das Eigenkapital 
des Investors ist. Die Zusatzförderung nimmt also mit 
dem Eigenkapital zu.

Im Gegensatz zur bisherigen Regelung sieht der 
Reformvorschlag allerdings eine progressionsunab­
hängige Grundförderung vor. Die vorgeschlagene Zu­
lage entspricht in etwa der gegenwärtigen Grund­
förderung eines Selbstnutzers mit einem nach der 
Splittingtabelle zu versteuernden Einkommen von 
80000 DM. Der Grenzsteuersatz bei diesem Einkom­
men beträgt ca. 29,6%. Für Haushalte mit geringerem 
Einkommen nimmt die Grundförderung infolge der 
Neuregelung zu, für Haushalte mit höherem Einkom­
men nimmt sie ab. Da die Grundförderung durch die 
Neuregelung bereits ab einem Grenzsteuersatz von 
29,6% niedriger ausfällt, sind die Einbußen von Haus­
halten mit hohen Steuersätzen deutlich höher als die 
Gewinne der Haushalte mit niedrigem Einkommen.

Weil die Vorteile aus Konsumgutlösung und Vor­
kostenabzug auch bei der vorgeschlagenen Neurege­
lung progressionsabhängig sind, bleibt die Wohn- 
eigentum sförderung insgesam t progressionsab­
hängig. Das heißt, auch nach der Neuregelung wer­
den hochbesteuerte Selbstnutzer stärker begünstigt 
als niedrigbesteuerte. Allerdings ist der mit zuneh­
menden Einkommen verbundene Anstieg bei weitem 
nicht mehr so stark ausgeprägt wie bisher. Vor allem 
aber fällt die vorgeschlagene Förderung für hochbe­
steuerte Selbstnutzer deutlich niedriger aus als die 
geltende. Bei der geltenden W ohneigentum sför- 
derung übersteigt die Förderung selbstgenutzter die
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Einkommen des Investors ist. Das bleibt zwar auch 
bei der vorgeschlagenen Regelung so, wenn man von 
Fällen mit sehr niedrigen Eigenkapitalquoten absieht. 
A llerdings fällt der die Förderung des Mietwohnungs­
baus übersteigende Anteil der Wohneigentumsförde- 
rung, also die Zusatzförderung, für hochbesteuerte 
Selbstnutzer deutlich geringer aus.

Obwohl sich bei der vorgeschlagenen Neuregelung 
fü r niedrigbesteuerte Selbstnutzer die Grundförde­
rung erhöht und die Förderung auch durch die allge­
meine Anhebung des Baukindergeldes ansteigt, dürf­
te im Normalfall aber weiterhin gelten, daß der 
Neubau einer Mietwohnung immer dann steuerlich 
stärker begünstigt wird als der einer selbstgenutzten 
W ohnung, wenn die Mietwohnung ein H ochbe­
steuerter m it steuerpflichtigen Vermögenserträgen 
hält und die selbstgenutzte Wohnung ein Niedrigbe­
steuerter ohne steuerpflichtige Vermögenserträge. 
Allerdings wird der Abstand zwischen der üblichen 
Förderung des Mietwohnungsbaus und der Wohn- 
eigentumsförderung für Niedrigbesteuerte deutlich 
geringer.

Eine erhebliche Verbesserung

Weil auch bei der vorgeschlagenen Neuregelung 
selbstgenutzte Neubauten unterschiedlich gefördert 
werden, je nachdem wie hoch das Vermögen und 
Einkommen des Investors ist, und weil durch den Re­
formvorschlag vermietete und selbstgenutzte Neu­
bauten auch zukünftig ungleich begünstigt werden, 
bleibt die Wohneigentumsförderung auch nach der 
vorgeschlagenen Reform ineffizient. Trotzdem bedeu­
te t die vorgeschlagene Neuregelung eine Verbesse­
rung. Zum einen weil die Förderungsunterschiede 
zwischen selbstgenutzten Wohnungen von hoch- und 
niedrigbesteuerten Selbstnutzern abnehmen und zum 
anderen weil selbstgenutzte und vermietete Wohnun­
gen wenn schon nicht gleichmäßig, so doch gleich­
mäßiger gefördert werden. Die damit verbundene Ver­
ringerung der Förderungsdifferenzen vermindert die 
Fehlsubventionen und erhöht die Effizienz der Ange­
botsförderung.

Auch aus wohneigentumspolitischer Sicht wird die 
Wohneigentumsförderung durch die vorgeschlagene 
Neuregelung nicht optimal. Die über die Förderung 
des Mietwohnungsbaus hinausgehende Wohneigen­
tumsförderung, also die Zusatzförderung, wird weiter­
hin allen Selbstnutzern gewährt und nicht auf die 
Schwellenhaushalte konzentriert. Auch ein Abbau der 
Zusatzförderung mit zunehmendem Vermögen und 
Einkommen findet im Regelfall nicht statt. Und 
schließlich ist auch weiterhin davon auszugehen, daß

selbstgenutzte Wohnungen vielfach nur mit geringe­
ren Beträgen gefördert werden als das bei vermiete­
ten üblicherweise der Fall ist, auch wenn der Abstand 
zwischen beiden schrumpft. Trotzdem stellt die vorge­
schlagene Neuregelung auch aus wohneigentumspo­
litischer Sicht eine erhebliche Verbesserung dar, weil 
die Zusatzförderung mit zunehmenden Einkommen 
bei weitem nicht mehr so stark ansteigt, wie das ge­
genwärtig der Fall ist. Bei niedrigen Eigenfinanzie­
rungquoten dürfte sie m it zunehmenden Einkommen 
sogar abnehmen. Vor allem aber nimmt der Umfang 
der Zusatzförderung bei hochbesteuerten Investoren 
ganz erheblich ab. Das Ausmaß der Fehlsubventio­
nierung wird durch die vorgeschlagene Neuregelung 
also deutlich reduziert, so daß die Förderung aus 
wohneigentumspolitischer Sicht effizienter wird.

Die für Neu- und Altbauten unterschiedliche Wohn­
eigentumsförderung ist aus wohnungssozialpoliti­
scher Sicht geboten. Aus wohneigentumspolitischer 
Sicht erscheint sie akzeptabel, weil die steuerliche 
Förderung beim Erwerb vermieteter Altbauwohnun­
gen ja auch geringer ist als beim Erwerb oder der Her­
stellung vermieteter Neubauten. Von daher kann an­
genommen werden, daß die niedrigere Wohneigen­
tumsförderung beim Erwerb aus dem Bestand die 
Förderung von Mietwohnungen übersteigt, die aus 
dem Bestand erworben wurden.

Resümee

Abschließend bleibt festzuhalten, daß die vorge­
schlagene Neuregelung gegenüber der geltenden 
Wohneigentumsförderung sowohl aus wohnungsso­
zialpolitischer Sicht als auch aus wohneigentumspoli­
tischer Sicht eine Verbesserung bedeutet. Optimal 
wird die Wohneigentumsförderung aber durch die 
Neuregelung nicht. Insoweit sind weitere Verbesse­
rungen möglich. Eine solche Verbesserung wäre die 
Anhebung der progressionsabhängigen Grundförde­
rung auf ein Niveau, das die W ohneigentum s­
förderung niedrigbesteuerter Selbstnutzer der übli­
chen Förderung verm ieteter Wohnungen angleicht. 
Die damit verbundenen Mehrkosten könnten durch 
den Abbau der verbleibenden Fehlsubventionie­
rungen finanziert werden. Eine weitere Verringerung 
der Fehlsubventionierung würde sich zum einen durch 
die Integration der progressionsabhängigen Vorko­
stenregelung in die progressionsunabhängige Zulage 
ergeben und zum anderen durch einen stetigen Ab­
bau der Grundförderung bei zunehmenden Vorteilen 
aus der Konsumgutlösung. Letzteres ließe sich durch 
eine Ausrichtung der Grundförderung an der Finan­
zierung erreichen.
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